HNKANTON

_ solothurn
Regierungsratsbeschluss vom 12. Marz 2007

Nr. 2007/402

Anderung der Vollzugsverordnung zur kantonalen Lebensmittelverordnung
Aufhebung RRB-Nr. 2006/2088 vom 21. November 2006

1. Ausgangslage
1.1 Allgemeines

Der Veterinardienst fiihrt in allen bewilligten Schlachtbetrieben die nach der eidgendssischen Lebens-
mittelgesetzgebung vorgeschriebenen Schlachttier- und Fleischuntersuchungen durch. Der Bund hat die
Lebensmittelgesetzgebung mit der Revision vom 23. November 2005 dem EU-Recht angepasst.
Damit ist grundsétzlich allen fleischproduzierenden Betrieben der uneingeschrénkte Export von Fleisch-
und Fleischprodukten in die Mitgliedstaaten der EU ermdglicht.

Fur die Kontrollen werden Gebiihren nach Aufwand erhoben. Geméss § 14 lit. 2 der Vollzugsver-
ordnung zum Bundesgesetz iiber Lebensmittel und Gebrauchsgegenstiande vom 30. August 1995')
setzt der Regierungsrat diese Gebiihren fest. Der Gebiihrenrahmen ist in der Verordnung Uber das
Schlachten und die Fleischkontrolle vom 23. November 2005 (VSFK)?) pro Schlachttier festgelegt.
Die Vollzugsverordnung zur kantonalen Lebensmittelverordnung vom 23. Oktober 1995°) legt den
kantonalen Rahmen fest. Die kantonalen Hdéchstansétze pro Schlachttier liegen aktuell unter den
Hoéchstansatzen des Bundes. Die heute angewendeten Ansatze wurden letztmals im Jahr 1999 fest-
gelegt.

1.2 Fleischkontrolle in Grossbetrieben

Die beiden Betriebe in Oensingen (Bell AG) und Balsthal (Gehrig AG) fallen unter die Kategorie
Grossbetriebe, in welchen die Fleischkontrollorgane permanent anwesend sind. Die Lohn- und Lohn-
nebenkosten der Fleischkontrollorgane sowie die Verwaltungskosten bestimmen die Hoéhe der Geblh-
ren. Dabei ist zu beachten, dass sich die Aufgaben der Fleischkontrollorgane in den Schlachtbetrie-
ben nicht auf die gebuhrenpflichtige Schlachttier- und Fleischuntersuchung beschranken. Tatigkeiten,

welche die Tiergesundheit und den Tierschutz betreffen sowie Hygienekontrollen fallen regelméassig an
und sind gebilhrenfrei. Die ausgewiesenen Kosten fiir die gebiihrenpflichtigen Handlungen sollen aber

in Grossbetrieben vollstdndig gedeckt sein.

Die Neuausrichtung des schweizerischen Veterinérdienstes stellt hohe Anforderungen an die Fort- und
Weiterbildung der Fleischkontrollorgane. Der administrative Aufwand, die Dokumentation und die
Nachweise (ber die erfolgten Kontrollen sind ebenfalls zunehmend. Diese Zunahme in Grossbetrieben
') BGS 815.21.
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) BGS 815.22.



liegt nicht zuletzt darin begriindet, dass sich Oberaufsichtskontrollen durch die EU-Behdrden stark auf
die Kontrolle der kantonalen Funktiondre ausrichten. Dieser Mehraufwand betrifft die beiden Grossbe-
triebe im selben Masse. Er verteuert die eigentliche Schlachttier- und Fleischuntersuchung und ist
somit gebilhrenwirksam. Ebenfalls verteuernd wirken sich die GAV-Bestimmungen aus. Da wahrend
den Schlachtungen immer alle Arbeitsplatze besetzt sein missen und sich die Einhaltung der GAV—
Bestimmungen auf die Verfligbarkeit der Mitarbeiter auswirkt, missen zusétzlich Stellvertretungen si-
chergestellt werden.

Hinzu kommt, dass die Bell AG ihre Strukturen grundlegend &nderte. Bei der Bell AG werden seit
Mitte 2005 keine Schweine mehr geschlachtet. Angestiegen ist dagegen die Anzahl Schlachtungen
von Haartieren (Tiere der Rindergattung). Schweineschlachtungen laufen ziigig ab und die hohe
Schlachtfrequenz erlaubt einen effizienten Ablauf mit entsprechend hohem Gebiihrenertrag. Rinder-
schlachtungen sind arbeitsintensiver und laufen langsamer ab mit entsprechend weniger Gebuhrener—
trag. Mit den Gebiihren fir die Schweineschlachtungen wurde der Aufwand fiir die Fleischuntersu-

chung bei den Rinderschlachtungen mitgetragen.

1.3 Fleischkontrolle in Kleinbetrieben

Die Fleischuntersuchung in Kleinbetrieben ist selbst in Anwendung der Hochstansdtze des Bundes
nicht kostendeckend. Die Gebihrenstruktur des Bundes wirkt sich in diesen Betrieben gleich aus wie
in Grossbetrieben: Die konsequent angewendeten Gebilhren fir die Kontrolle der Schweineschlachtun-
gen tragen einen wesentlichen Teil zur Deckung der Kosten bei. Wer also viele Schweine schlach-
tet, tragt damit mehr zur Kostendeckung bei. Will man diese subjektive Ungerechtigkeit verhindern,
ist davon abzusehen, den bundesrechtlich erlaubten Hochstansatz flir Schweine von 8 Franken an-

zuwenden.

1.4 Fazit

Zur Deckung der Kosten fur die Kontrollen sind mit Ausnahme der Gebilhren fir Schweine die

Hochstansatze des Bundes anzuwenden. Damit sind fir samtliche Betriebe im Kanton die Gebiihren
fur Haartiere gleich hoch. Die Grossbetriebe vermdgen damit die von ihnen verursachten Kosten zu
decken. Die Kleinbetriebe kénnen die Dienstleistungen zum selben Preis beanspruchen, obschon der

Aufwand fir den Veterinardienst fiir diese Betriebe wesentlich hoher ist.

Die Gebiihren fiir Schweine werden nicht entsprechend den Hochstansdtzen des Bundes festgesetzt.
Sie werden, um eine Quersubventionierung der Rinderschlachtungen zu verhindern, nur moderat er-
hoht.

Die Geblihren werden monatlich verrechnet. Dabei werden die geschlachteten und kontrollierten Tiere
den einzelnen Betrieben in Rechnung gestellt. Die effektiven Kosten fiir die Schlachttier- und Flei-
schuntersuchung werden periodisch anhand der Personal- und Verwaltungskosten ausgewiesen und

eventuell zuviel bezogene Gebiihren zuriickerstattet.

2. Erlauterungen zum § 4 der Vollzugsverordnung zur kantonalen Lebensmittelverordnung



In Absatz 2 werden die Untersuchungskosten den aktuellen Hochstansatzen des Bundes angepasst.
Um eine Quersubvention der Gesamtkosten durch Schweineschlachtungen zu verhindern, werden fir

diese Kontrollen nicht die Hochstansatze angewendet.

Neu missen unter bestimmten Bedingungen auch Kontrollen bei Hausgefliigel, Hauskaninchen, Fe-
derwild, Hasen und anderem Wild durchgefiihrt werden. Fir diese Kontrollen werden ebenfalls die

Hochstansatze des Bundes (ibernommen.

Die Gebuhren fir Wildschweine bleiben unverandert bei 45 Franken, inbegriffen sind die Probenah-
men und -untersuchungen auf Trichinellen.

Bei prinzipieller Anwendung der Hochstansdtze sieht Absatz 2" neu eine Ruckerstattung jener Sum-
me an Gebihren vor, die durch eine gute Ausnitzung der Anlage zuviel generiert wird und dadurch

die verursachten Kosten Uberschreitet.

3. Verordnungsveto

Gegen die vom Regierungsrat am 21. November 2006 beschlossene Anderung der Vollzugsverord-
nung zur kantonalen Lebensmittelverordnung, welche eine generelle Anpassung der Gebilihren an die
Hochstansaize des Bundes beinhaltete, wurde das Veto ergriffen (Veto Nr. 137 ). Die von dieser
Erhdhung Betroffenen erachteten den Aufschlag als unverhaltnisméassig hoch. Insbesondere der Auf-
schlag fur Schweine stiess auf Unverstdndnis. Der Regierungsrat respektiert die Argumente der Un-
terzeichnenden des Veto's, welche den Nutzen der KMU’s im Metzgereigewerbe hervorheben. Die
hiermit angepassten Gebilihren nehmen Riicksicht auf die Bedirfnisse des Gewerbes. Der Regie-
rungsrat verzichtet damit auf eine weitere Reduktion eines ohnehin nicht ausgleichbaren Defizites. Der
Gleichbehandlung halber werden die Gebuhren fir Schweine sowohl fiir Kleinbetriebe wie fiir Gross-
betriebe entsprechend geringer angehoben.

Der vorliegende Regierungsratsbeschluss ersetzt den RRB Nr. 2006/2088 vom 21. November 2006,
welcher damit aufgehoben ist.
4. Beschluss

Siehe nachste Seite.



Anderung der Vollzugsverordnung zur kantonalen Lebensmittelverordnung

RRB Nr. 2007/402 vom 12. Méarz 2007

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn

gestitzt auf §§ 14 und 20 der Vollzugsverordnung zum Bundesgesetz (ber Lebensmittel und Ge-
brauchsgegenstdnde vom 3. Oktober 1995')

beschliesst:

Der RRB Nr. 2006/2088 vom 21. November 2006 ist aufgehoben und wird ersetzt durch den

vorliegenden RRB.

Die Vollzugsverordnung zur kantonalen Lebensmittelverordnung vom 23. Oktober 1995%) wird wie

folgt geandert:

§ 4 Absatz 2 lautet neu:

¢ Untersuchungen pro Tier Franken
1. Rind é&lter als 6 Wochen 12.00
2. Kalb 8.00
3. Schaf 8.00
4. Ziege 8.00
5. Schwein 5.00
6. Schwein Schlachtstrasse 3.00
7. Pferd 12.00
8. Hausgefliigel, Hauskaninchen 0.20
9. Zucht-Schalenwild 8.00
10. Federwild, Hasen 0.20
11. Wildschwein (mit Probenahme) 45.00
12. Anderes Wild 8.00

§ 4 Absatz 2°° wird eingefiigt:
2% (Jperschreiten die von einer Schlachtanlage entrichteten Gebiihren die von ihr in Anspruch ge-
nommenen Leistungen der Fleischkontrollorgane, werden die zuviel verrechneten Gebilihren zuriicker—

stattet.

1) BGS 815.21.
) GS 93, 668 (BGS 815.22).



Diese Anderungen treten auf den 1. Juni 2007 in Kraft. Vorbehalten bleibt das Einspruchsrecht des

Kantonsrates.

L Evhoat,

Dr. Konrad Schwaller

Staatsschreiber

Verteiler RRB

Volkswirtschaftsdepartement

Amt fur Landwirtschaft (4)

Veterinardienst

Fraktionsprasidien (4)

Parlamentsdienste

Staatskanzlei (SAN, Einleitung Einspruchsverfahren)
GS

BGS

Amtsblatt

Veto Nr. 143 Ablauf der Einspruchsfrist: 6. Juni 2007.

Verteiler Verordnung

Volkswirtschaftsdepartement
Veterinardienst (100)



	1. Ausgangslage
	1.1 Allgemeines
	1.2 Fleischkontrolle in Grossbetrieben
	1.3 Fleischkontrolle in Kleinbetrieben

	2. Erläuterungen zum § 4 der Vollzugsverordnung zur kantonalen Lebensmittelverordnung
	3. Verordnungsveto
	4. Beschluss

